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Unterstützung der Position des „Europäischen Parlaments“ 
im Institutionen-System der EG

Die im Jahre 1979 erstmals unmittelbar von den Bürgern der 
EG-Mitgliedstaaten gewählte parlamentarische Institution 
der EG, das sog. Europäische Parlament, ist in bestimmten, 
in den EG-Verträgen festgelegten Fällen vom EG-Minister- 
rat vor dessen Entscheidung über Rechtsvorschriften der EG 
zu konsultieren. Dabei ist der EG-Ministerrat weder ver­
pflichtet, noch hat er sich politisch allzuoft dazu verpflichtet 
gefühlt, den Empfehlungen des „Europäischen Parlaments“ 
Rechnung zu tragen. Die Rolle dieses „Europäischen Parla­
ments“ war von vornherein darauf angelegt, den ansonsten 
zwischen den Ministerialbürokratien der Mitgliedstaaten, der 
Brüsseler „Eurokratie“ und den Untemehmerverbänden ab­
laufenden Entscheidungsprozessen wenigstens einen Hauch 
von parlamentarischer Legitimierung zu verleihen. Der Be- 
kaniitheitsgrad und das Ansehen dieses Organs ist jedoch auch 
nach den unmittelbaren Wahlen von 1979 nicht sonderlich 
hoch.

Das ohnehin geringe Ansehen des „Europäischen Parla­
ments“ drohte weiteren Schaden zu nehmen, als der EG-Mi­
nisterrat die Verordnung Nr. 1111/77 i. d. F. der Verordnung 
Nr. 1293/79 — betr. Produktionsquoten für Isoglukose — erließ, 
ohne die Euro-Parlamentarier vorher zu konsultieren. Auf 
die Klage zweier Isoglukose-Unternehmen, der das „Euro­
päische Parlament“ beigetreten war, griff der EuGH ein und 
erklärte mit seinem Urteil vom 24. Oktober 1980 die Ver­
ordnung Nr. 1111/77 für nichtig (Rechtssache 138/79 und 139/ 
79). Der EG-Ministerrat hatte die Spielregeln verletzt, die 
die Konsultation des „Europäischen Parlaments“ — wie 
formal sie letztlich auch sein mag — zwingend vorschreiben, 
und der EuGH blockte mit seiner Entscheidung die für das 
Ansehen des „Europäischen Parlaments“ nachteiligen Folgen 
ab. Zugleich befand der EuGH, daß der Streitbeitritt des 
„Europäischen Parlaments“ rechtens sei, obwohl dieser ledig­
lich auf der Grundlage von Art 37 der Satzung des EuGH er­
folgt war und Art. 173 EWG-Vertrag nur die Klagen des 
Ministerrates oder der Kommission als Organe der EG be­
trifft.

Die Analyse der Rechtsprechung des EuGH seit 1980 er­
laubt so insgesamt den Schluß, daß der EuGH auch gegen­
wärtig unter voller Ausschöpfung der ihm zu Gebote stehen­
den Mittel den weiteren staatsmonopolistischen Zusammen­
schluß westeuropäischer Staaten im Rahmen der EG fördert 
und damit seine Stellung als „Integrationsfaktor . 1. Ord­
nung“ 11 bestätigt.

Differenziertere Haltung der EG-Mitgliedstaaten 
gegenüber der 'Rechtsprechung des EuGH

Während in der Vergangenheit die politische Integrations­
funktion des EuGH noch dadurch verstärkt wurde, daß selbst 
die höchsten nationalen Gerichte und die politischen Organe 
der EG-Mitgliedstaaten nahezu einhellig die Rechtssätze und 
die vielfältige Spruchpraxis des EuGH respektierten, zeigt 
sich in jüngster Zeit — insbesondere im Zusammenhang mit 
der Zunahme der Krisenerscheinungen und der dadurch be­
wirkten Tendenz in den EG-Mitgliedstaaten, zu protektio­
nistischen Maßnahmen für die „eigene“ Wirtschaft zu grei­
fen — ein differenzierteres Bild.

Einerseits folgen die nationalen Gerichte, die Regierun­
gen sowie ändere Staatsorgane der EG-Mitgliedstaaten im 
wesentlichen noch der Rechtsprechung des EuGH.

So ging z. B. das Bundesverfassungsgericht der BRD in 
seinem Beschluß vom 15. Juli 1979* 12 noch davon aus, daß der 
EuGH eine abschließende und alle mit demselben Ausgangs­
verfahren befaßten nationalen Gerichte bindende Entschei­
dungsbefugnis über die Auslegung und Gültigkeit der EG- 
Rechtsnormen besitzt und eine Überprüfung der Vorschriften 
des EWG-Vertrags auf ihre Vereinbarkeit mit dem Grund­
gesetz der BRD durch das Bundesverfassungsgericht insoweit 
nicht möglich sei.13

Andererseits zeigen sich bei einzelnen Regierungen von 
EG-Staaten Tendenzen, die aus der Wirtschaftskrise resultie­
renden ökonomischen, sozialen und politischen Schwierig­

keiten auf Kosten anderer Mitgliedstaaten und unter offener 
Mißachtung des EG-Rechts und der Rechtsprechung des 
EuGH zu bewältigen.

So weigerte sich z. B. die französische Regierung die von 
ihr verfügten Einfuhrbeschränkungen für britisches Schaf­
fleisch aufzuheben, obwohl diese Einfuhrbeschränkungen 
durch Urteil des EuGH vom 25. September 1979 (Rechts­
sache 232/78) als gegen Art 12 und 30 EWG-Vertrag versto­
ßend und so als rechtswidrig festgestellt waren. Die franzö­
sische Regierung stützte sich dabei auf eine Entscheidung des 
Conseil d’Etat14, nach der EG-Richtlinien keine Auswirkung 
auf die Anwendung früherer nationaler Rechtsvorschrif­
ten hätten, da allein die nationalen Instanzen über die ange­
messenen Mittel für das Wirksamwerden, von Richtlinien im 
innerstaatlichen Recht befinden könnten. *

Die in einem Schreiben des Präsidenten der EG-Kommis- 
sion an den französischen Staatspräsidenten enthaltene Auf­
forderung, die sofortige Einhaltung des Urteils vom 25. Sep­
tember 1979 zu garantieren, da alle Mitgliedstaaten den EG- 
Vorschriften und der Rechtsprechung des EuGH Folge zu lei­
sten hätten, wurde von französischer Seite mit der Gegen­
forderung nach Schaffung einer EG-Marktordnung für Schaf­
fleisch ausdrücklich abgelehnt. Daraufhin verklagte die EG- 
Kommission Frankreich erneut in zwei Verfahren (Rechts­
sachen 24/80 und 97/80). Die Klagen wurden durch die im 
Oktober 1980 in Kraft getretene Marktordnung für Schaf - 
fleisch gegenstandslos. Doch blieb die Tatsache bestehen, daß 
damit erstmals in jüngster Zeit ein EG-Mitgliedstaat ein Ur­
teil des EuGH offen mißachtet hatte.

'Bemerkenswert ist auch die von der französischen Natio­
nalversammlung am 9. Oktober 1980 beschlossene — allerdings 
bisher noch nicht in Kraft gesetzte — Änderung des Gerichts­
verfassungsgesetzes, die französischen Gerichten untersagt, 
Parlamentsgesetze in irgendeiner Form in Frage zu stellen. 
Diese Änderung wendet sich gegen die supranationalen Ele­
mente der EG-Reehtsordnung, die in der innenpolitischen 
Diskussion Frankreichs immer wieder Gegenstand heftiger 
Auseinandersetzungen waren und noch sind. Sie richtet sich 
gegen die auch vom französischen Kassationsgerichtshof (Cour 
de Cassation) ausdrücklich bekräftigten und in der Rechtspre­
chung angewandten Prinzipien der unmittelbaren Wirksam­
keit und Vorrangigkeit des EG-Rechts vor dem nationalen 
Recht. ~ ■ . ’

Mit dieser Änderung des französischen Gerichtsverfas­
sungsgesetzes wird objektiv — über die französischen Grenzen 
hinaus allerdings relativ unbeachtet — für die Zukunft die 
Einheit und die Funktionsfähigkeit der EG-Rechtsordnung 
in Frage gestellt. Das ist um so bedeutsamer, als die Recht­
sprechung des EuGH ohne die Unterstützung durch die natio­
nalen Gerichte und ohne die Respektierung in den EG-Mit- 
gliedstaaten nicht wirksam werden kann.

So verwundert es nicht, wenn der EuGH zunehmend zum 
Adressaten der Mahnung der um den Fortgang der staatsmo­
nopolistischen Integration bemühten Kräfte wird, in der ge­
genwärtigen Situation vor allem für eine Konsolidierung des 
erreichten Integrationsstandes Sorge zu tragen.13

Auch die Organe der EG — insbesondere die EG-Kommis- 
sion und das „Europäische Parlament“ — sind mehr denn je be­
strebt, die Position des EuGH zu stärken und eine politische 
Stabilisierung der EG mit den Mitteln des Rechts zu errei­
chen. So erhebt die EG-Kommissdon seit einiger Zeit hinsicht­
lich der Frage, ob ein Mitgliedstaat gegen Bestimmungen der 
Verträge verstößt, öfter und schneller Klage nach Art. 169 
EWG-Vertrag, so daß über die Vertragsverletzung durch 
einen Staat nicht mehr so häufig in Vorabentscheidungsver­
fahren nach Art. 177 EWG-Vertrag entschieden werden muß, 
wo die Vertragsverletzung nicht die Hauptfrage darstellt. 
Und das „Europäische Parlament“ verabschiedete am 14. Ok­
tober 1981 eine Entschließung „Zur Verantwortung des Ge­
richtshofes der Europäischen Gemeinschaften für die einheit­
liche Anwendung des Gemeinschaftsrechts in den Mitglied­
staaten“ .

Die künftige Entwicklung des EG-Rechts und der'Recht­
sprechung des EuGH verdient wegen der Bedeutung dieser 
Instrumentarien für die politische Gestaltung der staatsmo­
nopolistischen Integration Westeuropas weiterhin Aufmerk­
samkeit.


